
KOMMISSION / GRIECHENLAND 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
3. Dezember 1987 * 

In der Rechtssache 194/84 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch ihre Rechtsberater 
David R. Gilmour und Dimitrios Gouloussis sowie durch Georges Kremlis, Juristi­
scher Dienst der Kommission, als Bevollmächtigte, Zustellungsbevollmächtigter: 
Georges Kremlis, Juristischer Dienst der Kommission, Jean-Monnet-Gebäude, 
Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Griechische Republik, vertreten durch L. Stephanou, Sonderberater im Außenmi­
nisterium, und Giannos Kranidiotis, Sondersekretär im Außenministerium, Zustel­
lungsanschrift: Griechische Botschaft, 117, Val-Sainte-Croix, Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Griechische Republik gegen ihre Verpflichtungen aus 
Artikel 52 der Akte über den Beitritt Griechenlands zu den Europäischen Gemein­
schaften verstoßen hat, indem sie die Sperrguthaben in Griechenland, die Devisen­
inländern der Mitgliedstaaten gehören, nicht gemäß dem in diesem Artikel aufge­
stellten Zeitplan schrittweise freigegeben hat, 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten G. Bosco in Vertretung des Präsiden­
ten, des Kammerpräsidenten J. C. Moitinho de Almeida, der Richter T. Koop-
mans, U. Everling, C. Kakouris, R. Joliét und F. Schockweiler, 

Generalanwalt: M. Darmon 
Kanzler: B. Pastor, Verwaltungsrätin 

* Verfahrenssprache: Griechisch. 
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aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 16. Juni 
1987, in der die Kommission der Europäischen Gemeinschaften durch D. Gou-
loussis und die Griechische Republik durch F. Spathopoulos und S. Kalamitsis 
vertreten waren, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 29. Sep­
tember 1987, 

folgendes 

Urteil 

1 Mit Klageschrift, die am 24. Juli 1984 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegan­
gen ist, hat die Kommission der Europäischen Gemeinschaften gemäß Artikel 169 
EWG-Vertrag Klage erhoben auf Feststellung, daß die Griechische Republik ge­
gen ihre Verpflichtungen aus Artikel 52 der Akte über den Beitritt Griechenlands 
zu den Europäischen Gemeinschaften (im folgenden: die Beitrittsakte) verstoßen 
hat, indem sie die Sperrguthaben in Griechenland, die Deviseninländern der Mit­
gliedstaaten gehören, nicht gemäß dem in diesem Artikel aufgestellten Zeitplan 
schrittweise freigegeben hat. 

2 Artikel 52 der Beitrittsakte bestimmt: „Sperrguthaben in Griechenland, die Devi­
seninländern der derzeitigen Mitgliedstaaten gehören, werden vom Beitritt an bis 
zum 31. Dezember 1985 zu gleichen Jahresraten in sechs Abschnitten, deren erster 
am 1. Januar 1981 beginnt, freigegeben... Am 1. Januar 1986 werden die Sperr­
konten von Deviseninländern der derzeitigen Mitgliedstaaten aufgehoben." 

3 Mit ihrer Klage wirft die Kommission der Griechischen Republik im wesentlichen 
vor, der vorgenannten Bestimmung nicht nachgekommen zu sein, indem sie über 
den 1. Januar 1981, den Tag ihres Beitritts zu den Europäischen Gemeinschaften, 
hinaus Artikel 13 des Dringlichkeitsgesetzes Nr. 1704 von 1939 zur Änderung und 
Ergänzung des Dringlichkeitsgesetzes Nr. 33 von 1936 und der übrigen Gesetze 
betreffend den Schutz der Landeswährung (Griechisches Amtsblatt, Heft I, 
S. 149) beibehalten habe. Die beanstandete nationale Bestimmung sieht im wesent­
lichen vor, daß sämtliche Forderungen von Personen mit ständigem Aufenthalt im 
Ausland, die in Griechenland zu erfüllen sind und nicht aus einem freien Um-
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tausch stammen, als gesperrt anzusehen sind und daß die Bezahlung der dieser 
Forderung entsprechenden Schuld nur durch Hinterlegung des Forderungsbetrags 
auf einem Sperrkonto erfolgen kann. Die Freigabe und die Verwendung der ge­
sperrten Forderungen unterliegen der Genehmigung durch die Bank von Griechen­
land. 

4 Wegen weiterer Einzelheiten der anwendbaren gemeinschaftsrechtlichen Bestim­
mungen, der einschlägigen griechischen Rechtsvorschriften und des Vorbringens 
der Parteien wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im fol­
genden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfordert. 

5 Die Kommission stützt ihre Klage darauf, daß Artikel 52 der Beitrittsakte die 
Pflicht begründe, sämtliche Sperrguthaben in Griechenland, die Deviseninländern 
anderer Mitgliedstaaten gehörten, innerhalb der in ihm festgesetzten Fristen in der 
Weise freizugeben, daß die Guthaben konvertibel gemacht würden und frei zu­
rückgeführt werden könnten. Diese Auslegung ergebe sich aus dem Begriff „Sperr­
guthaben" selbst, dessen Bedeutung aufgrund seiner gemeinschaftsrechtlichen Na­
tur in Übereinstimmung mit den wesentlichen Merkmalen derartiger Guthaben im 
Bereich des internationalen Geldwesens, insbesondere in dem der Devisenkon­
trolle, zu bestimmen sei. Nach der allgemein anerkannten Definition handele es 
sich bei Sperrguthaben um Bareinlagen, die Devisenausländern gehörten und na­
mentlich nicht frei ins Ausland transferiert werden dürften. 

6 Die griechische Regierung hält dem entgegen, daß Artikel 52 der Beitrittsakte die 
Freigabe der Sperrguthaben in Griechenland, die Deviseninländern anderer Mit­
gliedstaaten gehörten, lediglich zur Verwendung in Griechenland, nicht aber zu 
Transfer ins Ausland vorschreibe. Diese Bestimmung sei nämlich ausschließlich auf 
die schrittweise Auflösung der Sperrguthaben gemäß dem Dringlichkeitsgesetz Nr. 
1704 von 1939 gerichtet. Dieses Gesetz werde aber schon jetzt in der Weise ange­
wandt, daß die fraglichen, auf Drachmen lautenden Guthaben, die Deviseninlän­
dern anderer Mitgliedstaaten gehörten, entsprechend dem in Artikel 52 festgeleg­
ten Zeitplan in Griechenland frei verwendet werden könnten. Die griechische 
Rechtsordnung entspreche daher den Anforderungen des Gemeinschaftsrechts. 

7 Diesem Vorbringen der griechischen Regierung kann nicht gefolgt werden. Artikel 
52 steht nämlich in einem Abschnitt der Beitrittsakte, dessen Überschrift „Der Ka­
pitalverkehr" lautet. Dieser Artikel ist daher dahin auszulegen, daß er auf die Frei­
gabe der fraglichen Guthaben nicht nur zur Verwendung in Griechenland, sondern 
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auch zum Transfer ins Ausland abzielt, da die bloße Befugnis, über die Guthaben 
innerhalb des Landes frei zu verfügen, keinerlei Kapitalverkehr zwischen Mitglied­
staaten impliziert. 

8 Diese Auslegung wird durch eine Untersuchung der Zielsetzung des Artikels 52 
der Beitrittsakte bestätigt. Nach Artikel 49 Absatz 1 der Beitrittsakte sollen die 
Bestimmungen der Artikel 50 bis 53 es der Griechischen Republik ermöglichen, die 
Liberalisierung des Kapitalverkehrs, die in der Ersten Richtlinie des Rates vom 11. 
Mai 1960 zur Durchführung des Artikels 67 des Vertrages (ABl. 1960, S. 921) in 
der Fassung der Zweiten Richtlinie 63/21 des Rates vom 18. Dezember 1962 zur 
Ergänzung und Änderung der ersten Richtlinie zur Durchführung des Artikels 67 
des Vertrages (ABl. 1962, S. 63) (im folgenden: die Richtlinie) vorgesehen ist, im 
Rahmen der in den Artikeln 50 bis 53 der Beitrittsakte genannten Bedingungen 
und Fristen aufzuschieben. In diesem Zusammenhang betrachtet soll Artikel 52 
hinsichtlich der Sperrguthaben die Einzelheiten der schrittweisen Anpassung der 
griechischen Rechtsordnung an die Regelung der Richtlinie festlegen. 

9 Nach Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie haben die Mitgliedstaaten jedoch die erfor­
derlichen Devisengenehmigungen zum Abschluß oder zur Erfüllung von Geschäf­
ten sowie für Transferzahlungen zwischen Deviseninländern in den Mitgliedstaa­
ten, die den in der Anlage I Liste A dieser Richtlinie genannten Kapitalverkehr 
betreffen, bewilligt. Zum Kapitalverkehr, dem eine solche unbedingte Liberalisie­
rung zugute kommt, zählen nach dieser Liste „jährliche Transferzahlungen aus 
Sperrguthaben in andere Mitgliedstaaten durch Konteninhaber, die Devisenauslän­
der sind" (Position XL der Nomenklatur). 

10 In diesem Zusammenhang macht die griechische Regierung darauf aufmerksam, 
daß diese jährlichen Transferzahlungen aus Sperrguthaben, die die Mitgliedstaaten 
gemäß den vorgenannten Richtlinien genehmigen müssen, ausdrücklich auf einen 
Betrag oder einen Hundertsatz des Gesamtguthabens begrenzt seien, den der be­
treffende Mitgliedstaat einseitig festsetzen könne. Demgegenüber schreibe Artikel 
52 der Beitrittsakte der Griechischen Republik eine über fünf Jahre gestaffelte Li­
beralisierung vor, für die die Jahresraten durch diese Bestimmung selbst verbind­
lich festgesetzt seien. Daraus resultiere eine Diskriminierung der Beklagten gegen­
über den Mitgliedstaaten der ehemaligen Neunergemeinschaft; denn die Griechi­
sche Republik sei verpflichtet, die Sperrkonten am 1. Januar 1986 aufzuheben, 
während die Mitgliedstaaten der ehemaligen Neunergemeinschaft sie bis zu dem 
Betrag oder dem Hundertsatz der Guthaben, der noch nicht freigegeben sei, selbst 
über diesen Zeitpunkt hinaus beibehalten könnten. 
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1 1 Insoweit genügt die Feststellung, daß die Beklagte sich nicht auf den Unterschied 
zwischen den Freigabemodalitäten berufen kann, die in Artikel 52 der Beitrittsakte 
und in der Richtlinie zur Durchführung des Artikels 67 des Vertrages vorgesehen 
sind. Kein Mitgliedstaat der ehemaligen Neunergemeinschaft behielt nämlich — 
wie die Kommission in der Sitzung hervorgehoben hat, ohne daß ihr in diesem 
Punkt von der griechischen Regierung widersprochen wurde — zum Zeitpunkt des 
Beitritts der Griechischen Republik zu den Gemeinschaften mehr Sperrkonten bei. 
Da auch diese Mitgliedstaaten in Anbetracht des Gegenstands und des Wesens der 
fraglichen Richtlinienbestimmungen, die die schrittweise Aufhebung der Sperrkon­
ten bezwecken, keine neuen Sperrkonten mehr einrichten dürfen, soll Artikel 52 
der Beitrittsakte gerade die Griechische Republik stufenweise der allgemeinen Re­
gelung der Richtlinie unterwerfen und bringt dieses Land nicht in eine Lage, die 
ungünstiger ist als die der übrigen Mitgliedstaaten. 

12 Die griechische Regierung macht weiterhin geltend, Artikel 52 der Beitrittsakte 
beziehe sich nur auf Kapital mit persönlichem Charakter, das heißt auf Kapital, 
das aus Transaktionen wie Schenkungen, Stiftungen, Mitgiften und Erbschaften 
stamme. Dies ergebe sich daraus, daß die Sperrguthaben, für die Artikel 52 eine 
Übergangsregelung enthalte, in der Anlage der Richtlinie unter der Rubrik „Kapi­
talverkehr mit persönlichem Charakter" eingeordnet seien. 

1 3 Zwar geht aus dieser Richtlinie tatsächlich hervor, daß die jährlichen Transferzah­
lungen aus Sperrguthaben in andere Mitgliedstaaten durch Konteninhaber, die De­
visenausländer sind, für die Zwecke der Richtlinie als Kapitalverkehr mit persönli­
chem Charakter angesehen werden. Daraus folgt jedoch nicht, daß nur derartige 
aus Transaktionen mit persönlichem Charakter stammende Guthaben Gegenstand 
der beabsichtigten Liberalisierung sind. Vielmehr steht die Allgemeinheit des Be­
griffs „Sperrguthaben" im Sinne sowohl des Artikels 52 der Beitrittsakte als auch 
der Richtlinie jedweder einschränkenden Auslegung entgegen. Im übrigen ist 
hierzu festzustellen, daß Schenkungen, Stiftungen, Mitgiften und Erbschaften in 
der Richtlinie unter anderen Positionen der Nomenklatur aufgeführt sind als die 
der Sperrguthaben. 

1 4 Aus dem Vorstehenden folgt, daß die Griechische Republik verpflichtet war, in­
nerhalb der in Artikel 52 der Beitrittsakte bestimmten Fristen sämtliche Sperrgut­
haben, die Deviseninländern anderer Mitgliedstaaten gehören, freizugeben, und 
zwar einschließlich der Guthaben, die aus Transaktionen ohne persönlichen Cha­
rakter stammen. 
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15 Daher ist festzustellen, daß die Griechische Republik gegen ihre Verpflichtungen 
aus Artikel 52 der Beitrittsakte verstoßen hat, indem sie die Sperrguthaben in Grie­
chenland, die Deviseninländern anderer Mitgliedstaaten gehören, nicht gemäß dem 
in diesem Artikel aufgestellten Zeitplan schrittweise freigegeben hat. 

Kosten 

16 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensördnung hat die unterliegende Partei die Ko­
sten zu tragen. Da die Griechische Republik mit ihrem Vorbringen unterlegen ist, 
sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 

Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Griechische Republik hat gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 52 der 
Beitrittsakte verstoßen, indem sie die Sperrguthaben in Griechenland, die Devi-
seninländern der anderen Mitgliedstaaten gehören, nicht gemäß dem in diesem 
Artikel aufgestellten Zeitplan schrittweise freigegeben hat. 

2) Die Griechische Republik trägt die Kosten des Verfahrens. 

Bosco Moitinho de Almeida Koopmans 

Everling Kakouris Joliét Schockweiler 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 3. Dezember 1987. 

Der Kanzler 

P. Heim 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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